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                           Auerbach, Februar 2021 

 

Die Überbrückungshilfe III im Überblick: 

 

1.    „Wer ist antragsberechtigt? 

 

Wir vereinfachen die Kriterien für die Antragsberechtigung. Sofern ein Unternehmen in einem Monat 

einen Umsatzeinbruch von mindestens 30% im Vergleich zum Referenzmonat im Jahr 2019 zu ver-

zeichnen hat, beispielsweise weil der Betrieb wegen Corona schließen musste oder wegen der 

Corona-Einschränkungen weniger Kunden kamen, kann es Überbrückungshilfe III beantragen. Unter-

nehmen können die Überbrückungshilfe III für jeden Monat beantragen, in dem ein entsprechender 

Umsatzeinbruch vorliegt.  

 

Der Förderzeitraum umfasst den November 2020 bis Juni 2021. 

 

 

2.    Wie viel wird erstattet? 

 

Die monatliche Förderhöchstgrenze wird noch einmal deutlich heraufgesetzt. Unternehmen können 

bis zu 1,5 Millionen Euro Überbrückungshilfe pro Monat erhalten (statt der bisher vorgesehenen 

200.000 bzw. 500.000 Euro). Es gelten die Obergrenzen des europäischen Beihilferechts. Dank des 

intensiven Einsatzes der Bundesregierung hat die Europäische Kommission entschieden, die beihilfe-

rechtlichen Obergrenzen im befristeten Beihilferahmen (Temporary Framework) anzuheben. Sobald 

die bereits auf den Weg gebrachten Umsetzungen dieser Anhebungen in nationales Recht von der 

Europäischen Kommission genehmigt sind, steht damit insgesamt ein beihilferechtlicher Spielraum 

von bis zu 12 Millionen Euro pro Unternehmen zur Verfügung, soweit dieses Unternehmen seine bei-

hilferechtlichen Obergrenzen noch nicht ausgeschöpft hat (näher zum Beihilferecht unter Punkt 4). 

Für verbundene Unternehmen ist eine Anhebung des monatlichen Förderhöchstbetrags auf 3 Millio-

nen Euro in Vorbereitung. 
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Die konkrete Höhe der Zuschüsse orientiert sich wie auch bislang am Rückgang des Umsatzes im Ver-

gleich zum entsprechenden Monat des Jahres 2019 und ist gestaffelt: 

 

-    bei einem Umsatzrückgang von 30 Prozent bis 50 Prozent werden bis zu 40 Prozent der förderfähi-

gen Fixkosten erstattet, 

 

-    bei einem Umsatzrückgang von 50 Prozent bis 70 Prozent werden bis zu 60 Prozent der förderfähi-

gen Fixkosten erstattet und 

 

-    bei einem Umsatzrückgang von mehr als 70 Prozent werden bis zu 90 Prozent der förderfähigen 

Fixkosten gezahlt. 

 

 

 

3.    Wird es Abschlagszahlungen geben? 

 

Damit Hilfen schnell bei den Betroffenen ankommen, wird auch bei der Überbrückungshilfe III ein Ab-

schlag über den Bund (Bundeskasse) gezahlt. Der Bund geht hiermit quasi in Vorleistung für die Län-

der, die weiterhin für die regulären Auszahlungen zuständig sind.  

 

Abschlagszahlungen können bis zu 50% der beantragten Förderhöhe betragen, maximal 100.000 

Euro pro Fördermonat. Für den gesamten Förderzeitraum der Überbrückungshilfe III (November 

2020 bis Juni 2021) können Unternehmen damit maximal 800.000 Euro Abschlagszahlungen erhal-

ten. Die ersten Abschlagszahlungen mit Beträgen bis zu 400.000 Euro können ab dem 15. Februar 

2021 fließen. Abschlagszahlungen über 400.000 Euro werden ab Ende Februar ausgezahlt. Die regu-

läre Auszahlung nach Antragsbearbeitung durch die Länder startet im Monat März 2021. 

 

 

 

4.    Muss ich Verluste nachweisen? 

 

Das hängt von der Höhe der beantragten Förderung und dem relevanten Beihilferegime ab.  

 

Die Antragsteller können wählen, nach welcher beihilferechtlichen Regelung sie die Überbrückungs-

hilfe III beantragen und das jeweils für sie günstigere Regime nutzen.  

 

Wenn Antragsteller die Bundesregelung Fixkostenhilfe als beihilferechtliche Grundlage wählen (künf-

tig max. 10 Millionen Euro pro Unternehmen), ist zu beachten, dass aufgrund des europäischen Bei-

hilferechts entsprechende ungedeckte Fixkosten nachgewiesen werden müssen. Eine Förderung ist je 
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 nach Unternehmensgröße bis zu 70 bzw. 90 Prozent der ungedeckten Fixkosten möglich. Um den 

Nachweis ungedeckter Fixkosten zu erleichtern, können Verluste, die ein Unternehmen im Zeitraum 

März 2020 – Juni 2021 erzielt hat, als ungedeckte Fixkosten betrachtet werden. 

 

Wählt der Antragsteller alternativ die Kleinbeihilfen-Regelung sowie die De-minimis-Verordnung, so 

werden die Zuschüsse ohne Nachweis von Verlusten gewährt. Auf Basis der Kleinbeihilfen-Regelung 

sowie der De-minimis-Verordnung können Zuschüsse von insgesamt bis zu 2 Millionen Euro pro Un-

ternehmen gewährt werden.  

 

Zu beachten ist, dass bisherige Beihilfen aus anderen Förderprogrammen, die auf Basis der genann-

ten beihilferechtlichen Grundlagen gewährt wurden, auf die jeweils einschlägige Obergrenze ange-

rechnet werden. 

 

 

 

5.    Was wird erstattet? 

 

Es gibt einen festen Musterkatalog fixer Kosten, der erstattet werden kann.  

 

Dazu zählen: Pachten, Grundsteuern, Versicherungen, Abonnements und andere feste Ausgaben so-

wie Mietkosten für Fahrzeuge und Maschinen, Zinsaufwendungen, der Finanzierungskostenanteil 

von Leasingraten, Ausgaben für Elektrizität, Wasser, Heizung etc., Personalaufwendungen, die nicht 

von Kurzarbeitergeld erfasst sind, werden pauschal mit 20 Prozent der Fixkosten gefördert. Schließ-

lich können bauliche Maßnahmen zur Umsetzung von Hygienekonzepten gefördert werden sowie 

Marketing- und Werbekosten. 

 

Neu bei den erstattungsfähigen Kostenpositionen sind Abschreibungen auf Wirtschaftsgüter bis zu 

einer Höhe von 50 Prozent sowie Investitionen in Digitalisierung. Zusätzlich zu den Umbaukosten für 

Hygienemaßnahmen werden Investitionen in Digitalisierung (z.B. Aufbau oder Erweiterung eines On-

line-Shops, Eintrittskosten bei großen Plattformen) bei den Fixkosten berücksichtigt. Für beide Berei-

che werden nunmehr auch Kosten berücksichtigt, die außerhalb des Förderzeitraums entstanden 

sind. Konkret werden entsprechende Kosten für bauliche Maßnahmen bis zu 20.000 Euro pro Monat 

erstattet, die im Zeitraum März 2020 bis Juni 2021 angefallen sind. Für Digitalinvestitionen können 

einmalig bis zu 20.000 Euro gefördert werden.  

 

Neuerungen bei den erstattungsfähigen Kosten gibt es für diejenigen Branchen, die besonders von 

der Krise betroffen sind, wie die Reisebüros und Reiseveranstalter, die Kultur- und Veranstaltungs-

wirtschaft, den Einzelhandel, die Pyrotechnikbranche und für Soloselbständige: 
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 *    Einzelhändler sollen nicht auf den Kosten für Saisonware sitzenbleiben. Daher wird der Wertver-

lust für verderbliche Ware und für Saisonware der Wintersaison 2020/2021 als Kostenposition aner-

kannt. Das gilt u.a. für Weihnachtsartikel, Feuerwerkskörper und Winterkleidung. Es betrifft aber 

auch verderbliche Ware, die unbrauchbar wird, wenn sie nicht verkauft werden konnte, z.B. Kosme-

tika. Diese Warenabschreibungen können zu 100 Prozent als Fixkosten zum Ansatz gebracht werden. 

Dies ergänzt die bereits vorgesehene Möglichkeit, handelsrechtliche Abschreibungen für Wirtschafts-

güter des Anlagevermögens in Höhe von 50 Prozent des Abschreibungsbetrages als förderfähige Kos-

ten in Ansatz zu bringen. 

 

*    Die Reisebranche gehört zu den am stärksten betroffen Branchen. Durch eine umfassende Be-

rücksichtigung der Kosten und Umsatzausfälle durch Absagen und Stornierungen bieten wir zusätzli-

che Unterstützung. Die bisher vorgesehenen Regelungen wurden nunmehr ergänzt, so dass externe 

Vorbereitungs- und Ausfallkosten um eine 50 prozentige Pauschale für interne Kosten erhöht und bei 

den Fixkosten berücksichtigt werden. 

 

*      Für die Pyrotechnikindustrie, die sehr stark unter dem Verkaufsverbot für Silvesterfeuerwerk ge-

litten hat, gilt eine branchenspezifische Regelung. Sie können eine Förderung für die Monate März 

bis Dezember 2020 beantragen. Zusätzlich können Lager- und Transportkosten für den Zeitraum De-

zember 2020 bis Juni 2021 zum Ansatz gebracht werden. 

 

 

 

6.    Welche Unterstützung bekommen Soloselbständige? 

 

Soloselbständige, die nur geringe Betriebskosten haben, können im Rahmen der Überbrückungshilfe 

III die „Neustarthilfe“ beantragen. Eine Antragstellung für die Neustarthilfe ist voraussichtlich noch 

im Februar möglich.  

 

Mit diesem einmaligen Zuschuss von maximal 7.500 Euro werden Soloselbständige unterstützt, de-

ren wirtschaftliche Tätigkeit im Förderzeitraum 1. Januar bis 30. Juni 2021 Corona-bedingt einge-

schränkt ist.  

 

Die Neustarthilfe beträgt in der Regel 25% des Jahresumsatzes 2019. Für Antragstellende, die ihre 

selbständige Tätigkeit erst ab dem 1. Januar 2019 aufgenommen haben, gelten besondere Regeln. 

Der Zuschuss wird als Vorschuss ausgezahlt, bevor die tatsächlichen Umsätze im Förderzeitraum fest-

stehen. Erst nach Ablauf des Förderzeitraums, also ab Juli 2021, wird auf Basis des endgültig realisier-

ten Umsatzes der Monate Januar bis Juni 2021 die Höhe des Zuschusses berechnet, auf den die Solo-

selbständigen Anspruch haben. Soloselbständige dürfen den Zuschuss in voller Höhe behalten, wenn 

sie Umsatzeinbußen von über 60 % zu verzeichnen haben. Fallen die Umsatzeinbußen geringer aus, 

ist der Zuschuss (anteilig) zurückzuzahlen.  
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 Im Rahmen der Neustarthilfe können auch Beschäftigte in den Darstellenden Künsten, die kurz be-

fristete Beschäftigungsverhältnisse von bis zu 14 zusammenhängenden Wochen ausüben, sowie un-

ständig Beschäftigte mit befristeten Beschäftigungsverhältnissen von unter einer Woche berücksich-

tigt werden. 

 

 

Bei Rückfragen stehe ich Ihnen gern zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Yvonne Magwas 

Mitglied des Deutschen Bundestages 


